IM NAMEN DES VOLKES
URTEIL

In der Verwaltungsrechtssaché

des Hermn

Klagers,

Proz.-Bev.: Réchtsanwilte Dr. Kupferschliger und Partner,
Reitzensteinstralle 4, 45657 Recklinghausen,

gegen

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Deutsche Telekom AG - Der Vor-
stand - SBR, BRS, Rechtsservice Dienstrecht,
GradestraRe 18, 30163 Hannover, - 11.222-15BRS -

Beklagte,

Streitgegenstand:  Zuweisung einer Tatigkeit


Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand


hat das Verwaltungsgericht Osnabrick - 3. Kammer - auf die mindliche Verhandlung vom
16. Januar 2013 durch den Vizeprasidenten des Verwaltungsgerichts Dr. Neuhduser als
Einzelrichter fiir Recht erkannt:

Der Bescheid des Vorstands der Deutschen Telekom AG vom
10. September 2010 (F +) und dessen Widerspruchsbe-
scheid vom 3. Juni 2011 (  ~~"7 T, __ ~ 3) werden auf-
gehoben.

Die Hinzuziehung eines Bevollméchtigten fiir das Vorverfahren
wird fUr notwendig erklart.

Die Beklagte tréagt die Kosten des Verfahrens.
Das Urteil ist wegen der Kosten vorléufig vollstreckbar.

Die Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung
in Héhe von 115 vom Hundert des zu volistreckenden Betrags
abwenden, wenn nicht der Kidger zuvor Sicherheit in entspre-
chender Héhe leistet.

Tathestand

Der im Oktober geborene Kldger steht als Beamter auf Lebenszeit im gehobenen
Dienst der Beklagten. Er bekleidet derzeit ein Amt der Besoldungsgruppe A 12 BBesO
(Technischer Fernmelde-Amtsrat).

In der Vergangenheit war er mehrfach beurfaubt, um als Angesteliter eine Tétigkeit bei der
Firma _ (bzw. deren Rechtsvorgéngerin und deren Rechtsnachfolgerin) auszu-
tiben.

In einem vor dem Arbeitsgericht Osnabrick gefihrten Rechtsstreit wurde durch Vergleich
vereinbart, dass das letztgenannte Arbeitsverhaitnis mit Ablauf des

geendet habe. Seit dem 12008 ist der Klidger daher wieder aktiver Beamter der
Beklagten.

Unter dem 01. Juli 2010 teilte die Beklagte dem Kléger ihre Absicht mit, diesem gemaf §
4 Abs. 4 Satz 2 und 3 PostPersRG mit Wirkung vom 01. September 2010 dauerhaft eine



Tatigkeit als Projektmanager bei der Vivento Customer Services GmbH - VCS - am
Dienstort Osnabrick, Méserstrale 19, zuzuweisen, und gab ihm Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Das abstrakte Amt und die Aufgaben der zuzuweisenden Tétigkeit beschrieb
die Beklagte in der Anhdrung wie foigt:

»+Wir beabsichtigen, Ihnen geméan § 4 Abs. 4 Satz 2 und 3 Postperso-
nalrechtsgesetz (PostPersRG) mit Wirkung vom 1. September 2010
dauerhaft eine Tatigkeit im Unternehmen Vivento Customer Services
GmbH als Projektmanager zuzuweisen [...].

Im Einzelnen handelt es sich um folgende Aufgaben:

» Einfihrungs- und Anwendungsbetreuung fur IV-Systeme (MEGA-
PLAN, ORKA, etc.} im Bereich der Dokumentations- bzw. Auftrags-
managementsysteme einschliellich dem lokalen First Level Support
wahmehmen und komplexe MafRnahmen koordinieren (z. B. Einrich-
tung von Datenbanken sowie Einstellungen in den IVSystem MEGA-
PLAN) '

» fachspezifische Aufgaben fur den Datenschutz, Datensicherheit
wahrnehmen

= Schulungsbedarf fiir IV-Anwendung erkennen und eigenverant-
wortlich initiileren

+ eigenstindig Aufgaben des Ansprechpartners gegeniiber der zent-
ralen Fachseite und dem Bereich IP wahrnehmen -

» Qualititssicherung gewéhrleisten und verantworten

» schwierige Anfragen/Beschwerden im Zustindigkeitsbereich kla-
ren und ggf. eskalieren

» Dienst- und Betriebsgiite sicherstellen, ggf. Abweichungen analy-
sieren und geeignete Mafnahmen einleiten

» Unterweisungen im Rahmen der gesetzlichen Verpflichtung si-
cherstellenfverantworten

¢ Auftragsabwicklung und Ressourceneinsatz priorisieren, koordinie-
ren und ausgleichen : :

* Arbeitsmengenausgleich zwischen Kraften des Zustandigkeitsbe-
reiches eigensténdig regeln und abstimmen

= Daten in den IV-Systeme eingeben und pflegen; hier die Mitarbei-
ter im Team bei besonders schwierigen bzw. komplexen Aufgaben
die erforderliche Unterstiitzung leisten (z. B. Einflhrung in die IV-
Systeme, Einflihrung in die Glasfasertechnik, Problemiésungen in
Abstimmung mit dem Teamleiter bereitstellen, Sonderthemen bear-
beiten, etc.) ‘

e schwierige, innovative oder komplexe Sachverhalte strukturieren
und in die Fertigungsabwickiung des Teams Uberfiihren (z. B. An-
sprechpartner bei komplexen Systemfragen)

e Unstimmigkeiten bei Planunterlagen einer Kidrung zufithren.



Der Klager nahm dazu unter dem 1. Juli 2010 wie folgt Stellung: Mit der Bezeichnung
der Tétigkeit eines Projektmanagers werde kein aus sich heraus hinreichend definiertes
Aufgabenfeld umschrieben, welches einem abstrakten oder konkreten Amt im dienstrecht-
lichen Sinne zugeordnet werden kénnte. Es sei unklar, ob es sich dabei um ein konkret-
funktionelles oder ein abstrakt-funktionelles Amt handeln solle. Aus den bezeichneten
Aufgaben ergebe sich weder, welche Tétigkeiten konkret geschuldet wirden, noch kénne
daraus gefolgert werden, .ob die Tatigkeit amtsangemessen sei. Insbesondere fehle es fir
die Beurteilung der Amtsangemessenheit an einer Quantifizierung des Umfanges der ein-
zelnen Aufgaben im Verhéitnis zueinander. Auch habe er allein erfahren, dass der gleiche
Posten als Projektmanager drei weiteren - namentlich benennbaren - Kollegen angeboten
worden sei. Schliellich sei ihm auch die tagliche Anreise zum Dienstort Osnabriick von
seinem Wohnort Nordhorn aus nicht zumutbar. Fiir beispielsweise einen Dienstbeginn um
8.00 Uhr und einen Dienstschluss um 16.00 Uhr misse er bei Benutzung &ffentlicher Ver-
kehrsmittel taglich eine Wegezeit von 5 Stunden und 20 Minuten aufwenden.

Durch den hier streitgegensténdiichen Bescheid vom 10. September 2010 wies die Be-
klagte dem Klager unter Bezugnahme auf § 4 Abs. 4 Satz 2 und 3 PostPersRG

"als abstraki-funktioneller Aufgabenkreis die Tétigkeit eines Projekt-
managers und konkret die Tatigkeit als Projektmanager”

im Unternehmen VCS zu und fithrte dazu unter anderem unter Wiederholung der in der
Anhérung genannten Aufgaben im Wesentlichen aus: Die dem Kliger im Unternehmen
VCS Osnabriick als abstrakt-funktioneller Aufgabenkreis zugewiesene Titigkeit eines
Projektmanagers sei im Unternehmen VCS der Entgeltgruppe T 7 zugeordnet, die bei ihr -
der Beklagten - der Besoldungsgruppe A 12 entspreche. Dabei entspreche die Funktions-
bezeichnung eines Projektmanagers der Funktionsebene eines Sachbearbeiters und da-
mit der Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes der Besoldungsgruppen A 9 bis A 13.
Konkret werde er - der Kl&ger - bei dem Unternehmen VCS als Projektmanager auf ei-
nem Arbeitsposten eingesetzt, dessen Bewertung im Rahmen eines Priifverfahrens bei ihr
- der Beklagten - auf A 12 entsprechend festgelegt worden sei und der mithin angemes-
sene Aufgaben enthalte, die dem Kléger zugewiesen wirden. Die Zuweisung von Tatig-



keiten in einem 100%igen Tochterunternehmen sei eine nach § 4 Abs. 4 Satz 2 und 3
PostPersRG zuldssige MaRnahme, wenn sie - die Beklagte - daran ein dringendes be-
triebliches oder personalwirtschaftliches Interesse habe, das hier darin bestehe, Beamtin-
nen und Beamten, deren Arbeitsposten bei ihr ersatzlos weggefallen seien und fiir die ein
anderer Arbeitsposten in ihrem Unternehmen nicht zur Verfagung stehe, Tatigkeiten bei
Tochtergeselischaften zuzuweisen und damit zugleich dem verfassungsrechtlich garan-
tierten Rechtsanspruch auf amtsangemessene Beschaftigung Rechnung zu tragen. Die
Mbglichkeit eines wohnorindheren Einsatzes habe sie gepruft, aber ein solcher sei hier
nicht méglich. Der Einsatz in Osnabriick sei dem Kldger nicht unzumutbar, Nach Abzug
der Wartezeit zu den Anbindungen betrage die reine Fahrzeit von Nordhorn nach Osnab-
rick eine Stunde und 20 Minuten. Im Ubrigen gelte, dass der Kidger als Beamter jederzeit
bei dem hier gegebenen Vorliegen eines dienstlichen Bedurfnisses an einem anderen
Dienstort eingesetzt werden kénne. Aufgrund der Anderung seines Dienstortes habe er
Anspruch auf Leistungen entsprechend der Konzernbetriebsvereinbarung zum Rationali-
sierungsschutz fur Beamte (KBV Ratio). Danach stiinden ihm als Folge der Ubernahme
eines 'dauerhafteh Arbeitsplatzes Erstattungen von Fahrmehrieistungen und Zeitaufwand
oder Umzugshilfe zu.

Gleichzeitig ordnete die Beklagte die sofortige Vollziehung des Zuweisungsbescheides
an, da es nicht maglich sei, den Kldger anderweitig zu beschiftigen und seinem Anspruch
auf amtsangemessene Beschéftigung Rechnung zu tragen. Auch missten die nunmehr
vom Kléger wahrzunehmenden Tétigkeiten durch zusatzliches Personal erfillt werden
und das Abwarten eines méglicherweise mehrere Jahre in Anspruch nehmenden Rechts-
behelfsverfahrens wére ihr aus diesen Grinden und auch der anderenfalls gegebenen
Gefahrdung der gesamten Zuweisungsmaﬂnahme nicht zumutbar.

Gegen die Zuweisungsverfiigung erhob der Kléger unter dem 13. September 2010 Wider-
spruch, zu dessen Begriindung er auf seine Einwendungen im Anhérungsverfahren Be-
zug nahm.

Unter dem 24. September 2010 hat der Kldger bei der erkennenden Kammer um die Ge-
wahrung einstweiligen Rechtsschutzes nachgesucht. Durch Beschiuss vom 15. Dezember
2010 hat die Kammer die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs des Kl&gers ausgesprochen (- 3 B 17/10 -).



Durch Schriftsatz vom 6. Januar 2011 hat die Beklagte gegen den Beschluss der Kammer
vom 10. Dezember 2010 Beschwerde erhoben.

Nach Abschluss des gerichtlichen Eilverfahrens vor der Kammer, aber wihrend des Be-
schwerdeverfahrens hat die Beklagte dem Klager durch Schreiben vom 31. Januar 2011
N—— -, } [Blatt 32 der Gerichtakte]) wie folgt mitgeteilt:

~Wir haben lhnen schriftlich mitgeteilt, dass wir beabsichtigen, Ihnen
dauerhaft eine Tétigkeit als Projektmanager bei der Vivento Customer
Services GmbH (VCS), mit Wirkung vom 1. September 2010 zuwei-
sen.

Nach Abschluss des Anhdrungsverfahrens teilen wir Thnen mit, dass
wir zum gegenwartigen Zeitpunkt von der Zuweisung absehen.*

Durch Schreiben vom 18. Februar 2011 teilte die Beklagte dem Bevollméchtigten des
Klagers wie foigt mit (Blatt 33 der Gerichtakte):

.Hiermit widerrufen wir unser Schreiben { vom 31.
Januar 2011 an lhren Mandanten 2. [

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen.*

Auf die Beschwerde der Beklagten hat das Niedersichsisches Oberverwaltungsgericht
durch Beschluss vom 18. Mai 2011 den Beschluss der Kammer im Verfahren des vorlau-
figen Rechtsschutzes gedndert und den Antrag auf Gewihrung vorlaufigen Rechtsschut-
zes abgelehnt (- 5 ME 14/11 -),

Durch Widerspruchsbescheid vom 3. Juni 2011 wies die Beklagte den Widerspruch des
Klégers zurlck.

Der Klager hat am 6. Juni 2011 Klage erhoben. Er ist der Ansicht, dass mangels hinrei-
chender Bestimmtheit des zugewiesenen Aufgabenfeldes seine amtsangemessene Be-
schaftigung nicht gewiéhrieistet werde. Die streitgegensténdliche Zuweisungsverfligurg
unterscheide sich von den beispielsweise vom Nordrhein-Westfilischen OVG (Beschluss



vom 31.Marz 2010,- 1 B 1556/07 -) als rechtswidrig bewerteten Verfigungen nur
dadurch, dass nunmehr der klassische einleitende Satz in den Zuweisungsverfugungen
dadurch angereichert worden sei, dass von einem abstrakt-funktionellen Aufgabenkreis
und einem konkreten.Aufgabenkreis die Rede sei. Ebenso wie dies bereits durch das
Nordrhein-Westfélisches OVG in Bezug auf den Tatigkeitsbereich eines Servicemanagers
ausgefiihrt worden sei, sei auch das Berufsfeld des Projektmanagers nicht dérartig hinrei-
chend tradiert, dass klargestelit sei, welche T#tigkeiten Ubertragen wiirden. Hier wiirden
insgesamt 13 Aufgaben mit zahlreichen Subaufgaben (ibertragen, ohne dass die Bekiagte
Ausflhrungen zur Wertigkeit und zur Relation der offensichtlich unterschiedlich wertigen
Aufgaben mache. Die Beklagte dirfe ihre Dienstherrenbefugnisse, Einsatzgestaltungen
vorzunehmen und Aufgaben zu d@ndern oder zu selektieren, nicht durch das Sewiceunter—
nehmen austiben lassen, sondern misse dem Serviceunternehmen quasi einen Riegel
dahin vorschieben, dass dieses keine Anderungen in Bezug auf die Tétigkeiten und die
Einsatzgestaltung vornehmen kénne. Ihm - dem Kléger - seien auch entgegen der ange-
fochtenen Verfligung tatsachlich nicht die dort genannten Aufgaben lbertragen worden. In
dem — von ihm dokumentierten — Beispielszeitraum vom 14. bis zum 24. Juni 2012 habe
er keine der Ubertragenen Aufgaben erledigen sollen, sondern nur Kollegen beim Arbeiten
zugeschaut, nur herumgesessen oder sich mit seinen personlichen Beamtenangelegen-
heiten beschaftigt. Ein Arbeiten in den Raumlichkeiten sei angesichts der GréRe des Ar-
beitsptatzes und der fehlenden technischen Ausstattung unzumutbar: er habe weder ei-
nen festen Arbeitsplatz, noch ein eigenes Blro, einen eigenen Computer, ein eigenes
Telefon oder Zugangskennungen.

Der Klager beantragt,

den Bescheid des Vorstands der Deutschen Telekom AG vom
10. September 2010 ( - 1) und dessen Widerspruchsbe-
scheidvom 3. Juni2011( "~~~ 77 - i) aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Ansicht, dass sie durch die Anderung der Ausgestaltung ihrer Zuwei-
sungsbescheide den Anforderungen, die sich insbesondere aus der Rechtsprechung des
Niederséchsischen Oberverwaltungsgerichts (Beschluss vom 28. Januar 2010, - 5 ME
272/09 -} und des Nordrhein-Westfalischen OVG (Beschiuss vom 31. Marz 2010, - 1 B



1656/07 -) ergeben héatten, nunmehr geniige. Sie habe dem Antragsteller mit der streitge-
genstandlichen Zuweisung ausdriicklich einen seinem Status entsprechenden abstrakt-
funktionellen Tétigkeitsbereich und einen damit korrespondierenden konkreten Arbeits-
posten zugewiesen. Der rechtlichen Forderung der Oberverwaltungsgerichte nach Uber-
tragung einer dem Amt entsprechenden “abstrakten Tatigkeit" werde dadurch entspro--
chen, dass als abstrakter Aufgabenkreis die Téatigkeit eines Projektmanagers bei der VCS
zugewiesen werde; dadurch werde dem Antragsteller auf Dauer ein Kreis von demn bei
dem aufnehmenden Unternehmen eingerichteten Arbeitsposten zugeordnet, und zwar
solcher Posten, deren Zuordnung zu dem Statusamt des Antragstellers nach ihrer Wertig-
-keit méglich sei. Die Funktion des Projektmanagers entspreche der Laufbahngruppe des
gehobenen Dienstes mit den Besoldungsgruppe A 9 bis A 12. Habe sie in der alten Form
der Zuweisungsbescheide noch nicht expressis verbis nach abstraktem und nach konkre-
tem Funktionsamt unterschieden, wirden nunmehr ausdriicklich beide Auspragungen
eines Funktionsamtes bzw. einer Titigkeit mit der Zuweisung Obertragen werden. Hier
werde dem Kidger die konkrete Téatigkeit Projektmanager Ubertragen. Die daneben im
Bescheid in Form der Spiegelstriche enthaltenen Erlsuterungen seien in engem Zusam-
menhang mit dieser konkreten Tatigkeit zu sehen. Es bestehe damit kein Anlass zu der
Annahme, dem Klager kénnte aus dem Katalog der Einzeltatigkeiten von der VCS je nach
Bedarf nur ein Ausschnitt zugewiesen werden. Die aufnehmende Gesellschaft kénne dem
Bescheid zweifelsfrei entnehmen, wie sich die abstrakte Tatigkeit darstelle und wie die
konkrete Tatigkeit gestaltet sei. Sollte sodann immer noch Zweifel seitens der Gessll-
schaft (oder auch seitens des Beamten) am Umfang der konkreten Tétigkeit bestehen,
seien erganzend die Spiegelstriche in den Blick zu nehimen. Die Auffiihrung der einzelnen
Teiltétigkeiten diene damit gerade der Herstellung einer hinreichenden Bestimmtheit des
Zuwendungsbescheides. — Zu den von dem Kldger zu den Gerichtsakten gereichten Auf-
stelilung der tatséchlichen Tétigkeiten des Klégers hat sich die Beklagte nicht substantiiert
gedulert.

In einem Verfahren gleichen Rubrums zum Aktenzeichen - 3 A 131/11 — macht der Klager
einen Anspruch auf Ubertragung eines funktionellen Amtes sowie einer dauerhaften
amtsangemessenen Beschéftigung gerichtlich geltend. In jenem Verfahren hat die beklag-
te vorgetragen, dass die Tatigkeit eines Projektmanagers in der Vivento Customer Ser-
vices GmbH durch eine ihr unterstellt spezielle Stelle — bezeichnet, jedoch ohne dies na-
her zu erldutern als ,HRM, CME der Deutschen Telekom AG —



» [-..] beschrieben und bewertet’. Eine Bewertung durch die Vivento
Customer Services GmbH selbst erfolgt nicht. Die Bewertung durch
die Deutsche Telekom AG hat ergeben, dass die Tatigkeit nach A12
auszuweisen ist.

Hierbei ist zu beachten, dass seit Anfang 2011 alle Dienstposten von
Projektmanagern bei der VCS mit der Besoldungsgruppe A 12 bewer-
tet werden. Aufgrund dieser Tatsache hat auch das OVG Hamburg
die Zuweisung der Tatigkeit Projektmanager fir einen Beamten der
Besoldungsgruppe A 12 als amtsangemessen angesehen (OVG
Hamburg, Beschluss vom 29. Juni 2011, 1 Bs 35/11).

Im Ubrigen liegt die nun durch das BVerwG neuerlich aufgeworfene
Forderung nach einer besonderen sachlichen Rechtfertigung firr die
Bundelung von Dienstposten in der besonderen Organisationsstruktur
der Beklagten begriindet. Die Beklagte muss sich als privatisiertes
Telekommunikationsunternehmen auf einem extrem umkampften
Markt behaupten. Der Gesetzgeber hat diesem Umstand Rechnung
getragen, indem er der Beklagten u.a. im Rahmen der Regelungen
des Postpersonalrechtsgesetzes die Maglichkeit ersffnet hat, Beam-
ten Téatigkeiten bei Tochter- und Beteiligungsgesellschaften zuzuwei-
sen. Dieses war érforderlich, um den Personaleinsatz an die sich
kontinuierlich &ndernden organisatorischen Strukturen gei der Be-
klagten anzupassen. Organisatorische Umstrukturierungen bei der
Beklagten sind jedoch kein Selbstzweck sondern lediglich Ausdruck
einer fortlaufenden Anpassung an die sich ebenfalls sténdig &ndern-
den Anforderungen des Marktes.*

Die in dem genannten Schreiben erwahnte Stellenbeschreibung und -bewertung vorzule-
gen wurde der Beklagten durch richterliche Verfugung vom 23. September 2011 in jenem
Verfahren aufgegeben. Durch telefonische Mitteilung vom 29. September 2011 (Blatt 59
der Gerichtsakte im Verfahren - 3 A 131/11 -) des den Termin zur mundlichen Verhand-
lung vor der Kammer wahrnehmenden Bevollmé&chtigten, Herrn Postdirektor 1, teilte
die Beklagte nﬁit. dass sie die fehlenden Unterlagen nachreichen werde, ohne dass dies
jedoch tatsachlich erfolgt wére.

Seit dem 12. September 2011 nimmt der Kiager krankheitsbedingt seine Aufgaben bei
Vivento Customer Services nicht wahr.

Der den Termin zur mundlichen Verhandlung vor der Kammer als Bevoliméachtigter neben
Herrn Postdirektor 1 wahrnehmende weitere Bevollméchtigte der Beklégten A, der
kommissarischer Niederlassungsleiter der Vivento Customer Services GmbH, Standort
Osnabriick, ist, bekleidet ebenso wie der Kléger das Amt eines Technischen Fernmelde-
Amtsrates der Besoldungsgruppe A 12 BBesO.

-10-
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Wegen des weiteren Vortrags der Beteiligten wird auf deren Schriftsatze, wegen des
Sachverhalts im Ubrigen wird auf die Gerichtsakten sowie die beigezogenen Verwal-
tungsvorgénge Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Die zulassige Klage hat Erfolg. Der Bescheid des Vorstands der Deutschen Telekom AG
vom 10. September 2010 (' - 1) und dessen Widerspruchsbescheid vom 3. Juni 2011
(* ) sind rechtswidrig und verletzen den Klager in dem Sinne des §
113 Abs. 1 Satz 1 VwGO in seinen subjektiven 6ffentlichen Rechten. Die Voraussetzun-
gen des § 4 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes zum Personalrecht der Beschiftigten der frilhe-
ren Deutschen Bundespost (Postpérsonalrechtsgesetz — PostPersRG - vom 14. Septem-
ber 1994, BGBI. | 1994, 2325, 2353, zuletzt gedndert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21.
November 2012, BGBI. | 2208) liegen nicht vor (). da dem Kiager entgegen den herge-
brachten Grundsétzen des Berufsbeamtentums in dem Sinne des Art. 33k'Abs. 5 GG, de-
ren Ausdruck das in § 4 Abs. 4 Satz 2 PostPersRG genannte Tatbestandsmerkmal einer
,dem Amt entsprechenden Tatigkeit" ist (1. 1.), mit den angefochtenen Verfiigungen weder
ein Amt im abstrakt-funktionellen Sinne (I. 1. lit a.)- noch ein soiches im konkret-
funktionellen Sinne (1. 1. lit. b.), das seiner Besoldungsgruppe angemessen ist, Ubertragen
wurde. Ob es darliber hinaus in dem Falle des Kléigefs — eine dem Amt entsprechende
Tatigkeit unterstellt — an einem dringenden betrieblichen oder personalwirtschaftlichen
Interesse der Beklagten fehlt, kann daher offen bleiben (. 2.). Ohne dass es darauf an-
kdme bestehen demgegeniiber die von dem Klager geltehd gemachten Griinde an der
Zumutbarkeit der Mafinahme nicht (i. 3.). Weiter begrindungsaiternativ und insoweit wei-
ter selbsténdig tragend hatte die Beklagte die streitgegenstandliche Ausgangsverfugung
in dem Zeltpunkt der das Verfahren des vorléufigen Rechtsschutzes abschiieRenden Ent-
scheidung des Niederséchsischen Oberverwaltungsgerichts bereits aufgehoben, sodass
der Widerspruchsbescheid insoweit ins Leere ging und — neben einem dann insoweit de-
klaratorischen kassatorischen Ausspruch zum Ausgangsbescheid — aufzuheben ist (I.).

=11 -



-11-

Rechtsgrundlage flr die hier angegriffene MaBnahme kann allein § 4 Abs. 4 Satz 2 Post-
PersRG sein.

Nach dieser Norm ist eine dauerhafte Zuweisung einer dem Amt entsprechenden Tétig-
keit (hierzu 1.) auch ohne Zustimmung des Beamten zuléssig' bei Unternehmen, deren
Anteile ganz oder mehrheitlich der Aktiengeselischaft gehéren, bei der der Beamten be-
schaftigt ist, wenn die Aktiengesellschaft hieran ein dringendes betriebliches oder perso-
nalwirtschaftliches Interesse hat (2.) und die Zuweisung nach allgemeinen beamtenrecht-
lichen Grundsétzen zumutbar ist (3.).

1. Das Tatbestandsmerkmal einer ,dem Amt entsprechenden Titigkeit* in § 4 Abs. 4
Satz 2 PostPersRG versteht sich aufgrund der hergebrachten Grundsitze des Be-
rufsbeamtentums in dem Sinne des Art. 33 Abs. 5 GG insoweit von selbst, ‘als
nach diesen Grundsatzen der Inhaber sines statusrechtlichen Amts gemaf Art. 33
Abs. 5 GG beanspruchen kann, dass ihm ein amtsangemessenes abstrakt-
funktionelies Amt (hierzu [it. a) sowie ein amtsangemessenes konkret-
funktionelles Amt, d.h. ein entsprechender Dienstposten (hierzu lit. b.), Ubertragen
werden. Denn die Grundsétze des Art. 33 Abs. 5 GG gelten auch fir bei den Post-
nachfolgeunternehmen zugewiesenen Beamte: GemaR der Regelung des § 2 Abs.
3 PostPersRG stehen die bei den Aktiengesellschaften beschiéftigten Beamten im
Dienste des Bundes; sie sind Bundesbeamte (Satz 1 der Norm). Auf sie finden die
far Bundesbeamte allgemein geltenden Vorschriften Anwendung, soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmit ist (Satz 2). Daraus folgt, dass der dem Beamten
tibertragene Aufgabenkreis als Amt in dem Sinne des Bundesbeamtenrechts an-
zusehen und er amtsangemessen zu beschéftigen ist (BVerwG, Urteil vom 22. Ju-
ni 2006, - BVerwG 2 C 26.05 -, BVerwGE 126, 182 - 191). Demzufolge findet § 18
BBesG gemal § 8 PostPersRG ausdriickiich auch fiir die Nachfolgeunternehmen
der Deutschen Bundespost mit der Ma3gabe Anwendung, dass gleichwertige T4-
tigkeiten bei den Aktiengesellschaften als amtsgemafe Funktionen gelten. Daher
beansprucht der Grundsatz der funktionsgerechten Amterbewertung auch fur die
bei den Aktiengeseilschaften beschaftigten Beamten Geltung (BT-Drs. 12/6718,
Seite 94).
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Eine ,dem Amt entsprechenden Titigkeit* in diesem Sinne ist einem Beamten nur
dann zugewiesen, wenn dem Beamten sowohl ein seinem Statusamt entspre-
chendes abstrakte Tatigkeitsfeld des Beamten als auch auf die dem Statusamt
sowie dem abstraktes Tatigkeitsfeld als auch entsprechende konkrete Tatigkeit
zugewiesen werden (VGH Baden-Wirttemberg, Beschluss vom 16. Dezember
2010, - 4 S 2403/10 -, DOV 2011, 410 , Niedersichsisches Oberverwaltungsge-
richt, Beschluss vom 27. Januar 2009, - 5 ME 427/08 -, DOD 2009, 162 - 164;
‘Hamburgisches OVG, Beschluss vom 29. Juni 2011, -.1 Bs 35/11 -, Juris). Es ge-
nugt daher zu einer Wahrung der hergebrachten Grundsatze des Berufsbeamten-
tums in dem Sinne des Art. 33 Abs. 5 GG nicht, einen Beamten lediglich dauerhaft
in ein Tochterunternehmen ,einzugliedern” und ihn mit der Wahrnehmung amts-
angemessener konkreter Aufgaben zu beauftragen oder bei einer Anderung oder
dem Wegfall des Ubertragenen konkreten Aufgabenbereichs eine neue Zuweisung
vorzunehmen. Die zuweisende Behérde muss dem Beamten vielmehr sowohl den
Tatigkeitskreis, der einem konkret-funktionellen Amt entspricht, als auch denjeni-
gen Aufgaben zuweisen, die seinem abstrakt-funktionellen Amt vergleichbar sind.
An beiden Voraussetzungen fehit es vorliegend.

a. Das statusrechtliche Amt wird grundsétzlich durch die Zugehdorigkeit zu einer
Laufbahn und Laufbahngruppe, durch das Endgrundgehalt der Besoldungs-
gruppe und gegebenenfalls durch die dem Beamten verlichene Amisbezeich-
nung gekennzeichnet (BVerwG, Urteil vom 22. Juni 2008, - BVerwG 2 C 26.05
-, BVerwGE 126, 182 - 191). In abstrakter Weise wird dadurch seine Wertigkeit
in Relation zu anderen Amtern zum Ausdruck gebracht (BVerwG, Urteil vom
18. September 2008, - BVerwG 2 C 8.07 -, BVerwGE 132, 31 - 40). Das Amt
im funktionellen Sinne bezieht sich auf die dienstlichen Aufgaben des Beam-
ten. Das abstrakt-funktionelle Amt kniipft im abstrakt verstandenen Sinne an

“die Beschaftigung des Beamten an. Gemeint ist der dem statusrechtlichen Amt
entsprechende Aufgabenkreis, der einem Inhaber dieses Statusamtes bei einer
bestimmten Behérde auf Dauer zugewiesen ist (BVerwG, Urteil vom 18. Sep-
tember 2008, - BVerwG 2 C 126.07 -, BVerwGE 132, 40 - 47). Der Dienstherr
muss also seinem Beamten ein Funktionsamt Ubertragen, das in seiner Wer-
tigkeit dem Amt des Beamten im statusrechtlichen Sinne entspricht.
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Auf die Zuweisung Ubertragen bedeutet dies, dass der Dienstherr dem Beam-
ten ein abstraktes Tatigkeitsfeld zuweisen muss, das geeignet und bestimmt
ist, eine dauerhafte Bindung zwischen dem Beamten und einem Kreis von Ar-
beitsposten zu begriindet, die bei der Organisationseinheit, der der Beamte
zugewiesen wird, auf Dauer eingerichtet sind, und die seinem Amt im status-
rechtlichem Sinne als gleichwertige Téitigkeit zugeordnet werden (OVG Line-
burg, Beschiuss vom 28. Januar 2010, - 5§ ME 272/09 -, DVBL. 2010, 382). Hie-
raus folgt, dass der zuzuweisende Beamte einen Anspruch auf eine auf Dauer
angelegte Ubertragung einer gleichwertigen Tétigkeit hat (BVerwG, Urteil vom
18. September 2008, - BVerwG 2 C 126.07 -, BVerwGE 132, 40 - -47). Dabei
muss die Wertigkeit der zugewiesenen abstrakten Tétigkeit dem Statusamt des
betroffenen Beamten entsprechen.

Zu einer Beantwortung der Frage, welche Tétigkeit amtsangemessen ist, ist
nach Ansicht der Kammer in - Giberzeugter - Ubernahme der insoweit eindeuti-
gen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG, Urteil vom 3.
Marz 2005, - BVerwG 2 C 11.04 -, BVerwGE 123, 107) § 18 BBesG heranzu-
ziehen. Diese Vorschrift besagt, dass die Funktionen der Beamten nach den
mit ihnen verbundenen Anforderungen sachgerecht zu bewerten und Amtern
zuzuordnen und dass die Amter nach ihrer Wertigkeit unter Beriicksichtigung
der gemeinsamen Belange aller Dienstherren den Besoldungsgruppen zuzu-
ordnen sind.

Weitere Anhaltspunkte fur die Beurteilung der Amtsangemessenheit einer T4-
tigkeit ergeben sich aus den einschl&gigen Fachgesetzen, den Laufbahnord-
nungen sowie erganzend aus dem Haushaltsrecht durch die Einrichtung von
Planstellen. Auch traditionelle Leitbilder kdnnen zur inhaltlichen Konkretisie-
rung beitragen. Die rechtliche Bewertung der Dienstposten, das heifdt ihre Zu-
ordnung zu statusrechtlichen Amtern einer bestimmten Besoldungsgruppe,
llegt im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben des Besoldungs- und des Haus-
haltsrechts in der organisatorischen Gestaltungsfreiheit des Dienstherrn. Mit
dem statusrechtlichen Amt und dessen Zuordnung zu einer bestimmten Besol-
dungsgruppe in Relation zu anderen Amtern sowie der laufbahnrechtlichen
Einordnung werden abstrakt Inhalt, Bedeutung, Umfang und Verantwortung
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und damit die Wertigkeit des Amtes zum Ausdruck gebracht (BVerwG, Urteil
vom 3. Mérz 2005 - 2 C 11/04 -, BVerwGE 123, 107).

§ 8 PostPersRG bestimmt, dass § 18 BBesG mit der MaRgabe anwendbar ist,
dass gleichwertige T&tigkeiten der Gesellschaften als amtsgeméRe Funktionen
gelten. Zu der Paralleivorschrift des Artikels 1 § 12 Abs. 2 Eisenbahnneuord-
nungsgesetz - ENeuOG - hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG, Urteil
vom 3. Marz 2005 - 2 C 11/04 -, BVerwGE 123, 107) judiziert, dass die Vor-
schrift die Konsequenz aus der Tatsache ziehe, dass die der dortigen Beklag-
ten und ihren Tochtergesellschaften zugewiesenen Beamten nach der Privati-
sierung der Eisenbahn nicht i&nger hoheitliche oder staatswichtige Aufgaben
im Sinne des § 4 BBG in der damaligen Fassung wahrndhmen und dass des-
halb ihre Tatigkeit auch nicht mehr als Funktion eines Ubertragenen Amtes ge-
wertet werden kénne. Die in § 18 BBesG verwendeten Begriffe der Amter und
ihrer Wertigkeit bedurften daher fur den Bereich der privatisierten Bahn einer
Anpassung an die Gegebenheiten eines nicht mehr hoheitlichen Dienstes. Arti-
kel 1 § 12 Abs. 2 ENeuOG leiste diese Aufgabe, indem er fingiere, dass eine
Tatigkeit bei der Deutschen Bahn AG, die mit einer Tatigkeit gleichwertig sei,
die ein Beamter bisher hoheitlich erfillt habe, zugleich als amtsgeméaRe Funk-
tion gelte. Die Gleichwertigkeit der nicht mehr hoheitlichen Tétigkeit ergebe
sich also aus einem Funktionsver_gleich mit der ehemals hoheitlichen Titigkeit.
Ergebe dieser Vergleich, dass die Funktionen nicht gleichwertig seien, so ste-
he zugleich fest, dass die dem zugewiesenen Beamten Ubertragene Tatigkeit
nicht als amtsgeméfle Funktion im Sinne des § 18 BBesG gelte (BVerwG, Ur-
teil vom 3. Mérz 2005 - 2 C 11/04 -, BVerwGE 123, 107).

Auch fur die hier zu entscheidende Frage der Amtsangemessenheit der Be-
schaftigung des Kléagers bei Vivento Customer Services ist auf einen Funkti-
onsvergleich seiner friheren (hoheitlichen) Tatigkeit — hier: als Amtsrat - und
seiner jetzigen Tatigkeit zu beantworten (so auch ausdrucklich zu Beamten der
Deutschen Telekom AG: BVerwG, Urteil vom 18. September 2008, - BVerwG 2
C 126.07 -, BVerwGE 132, 40).
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Von diesem rechtlichen Maf3stab ausgehend stellt sich die fir den Klager ver-
fugte Zuweisung nicht als amtsangemessen dar.

Die dem Kléger mit der streitigen Verfigung zugewiesenen Aufgaben sind de-
nen eines Amtsrates nicht vergleichbar (aa). Vorliegend fehlt es weiter schon —
insoweit ebenfalls begriindungsaiternativ und selbstandig tragend - an einer
funktionsgerechten Amterbewertung durch die Beklagte (bb). Zudem steht —
weiter begrﬁndungsaltemativ und selbsténdig tragend - einer hinreichenden
Zuweisung eines abstrakt-funktioneilen Amtes' an den Klager die Bindelung
seines Dienstpostens fur die Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 entgegen (cc).

(aa) Die Aufgaben eines Amtsrates der Besoldungsgruppe A 12 BBesO diffe-
rieren je nach der konkret wahrgenommenen Laufbahnrichtung, etwa
Amtsanwalt, Amtsrat, Kanzler Erster Klasse, Kriminalhauptkommissar,
Polizeihauptkommissar, Rechnungsrat, Seehauptkapitdan, Fachlehrer,
Konrektor, Lehrer, Zweiter Konrektor, Hauptmann, Kapitanleutnant oder —
wie hier — Postamtsrat (Aniage 1 zu § 2 Abs. 2 der Verordnung Uber die
Laufbahnen der Beamtinnen und Beamten im Geltungsbereich des Post-
personalrechtsgesetzes [Postlaufbahnverordnung], vom 12. Januar 2012,
BGBI. | 2012, Seite 90). Amtsrite befinden sich stets im vorletzten Amt ih--
rer Laufoahn des gehobenen Dienstes und damit in einem (mehrfachen)
Beférderungsamt einer Laufbahn, die nach dem Bologna-Prozess einen
Bachelor-Abschluss voraussetzt (§ 13 Abs. 2 der Verordnung Gber die
Laufbahnen der Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten [Bundeslauf-
bahnverordnung], vom 12. Februar 2009, BGBI. | 2009, Seite 284: ,Ein
Vorbereitungsdienst fir den gehobenen Dienst dauert in der Regel drei
Jahre und besteht aus Fachstudien und berufspraktischen Studienzeiten.
Er wird in einem Studiengang, der mit einem Bachelor oder einem Dip-
lomgrad mit dem Zusatz ,Fachhochschule* abschlieRt, an der Fachhoch-
schule des Bundes fir éffentliche Verwaltung oder einer gleichstehenden
Hochschuleinrichtung durchgefuhrt.”). Diese Vorschrift ist geman § 1
Postlaufbahnverordnung (am angegebenen Ort) anwendbar. Die Tatigkeit
-eines Amtsrates ist — ausgehend von den anerkannten Stellenbewer-
tungskriterien ,Schwierigkeitsgrad der Informationsverarbeitung”, ,Schwie-
rigkeit der dienstlichen Beziehimgen“, ~Grad der Selbsténdigkeit®, ,Grad
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der Verantwortung®, ,Grad der Vor- und Ausbildung” und ,Grad der Erfah-
rung" (zu diesen Kriterien der Stellenbewertung im [hi'er Ubertragbaren]
kommunalen Bereich: Kommunale Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungs-
management [KGSt], Gutachten Stellenplan - Stellenbewertung, Kéin
2009, Seiten 29 ff.) gekennzeichnet durch eine hohe Ausfiihrungsverant-
wortung und eine deutliche Leitungsverantwortung sowie Personalfilh-
rungsaufgaben und hinzutretende 'Organisationsgestaitung bei einem ho-
hen Ausbildungsgrad. Etwa hat der die mindliche Verhandiung vor der
Kammer wahrnehmende kommissarische Leiter des Standortes Onabriick
der Vivento Customer Services ebenfalls ein Amt der Besoldungsgruppe
A 12 BBesO inne.

Demgegeniber werden dem Klager durch die streitgegensténdliche Zu-
weisung keine Tétigkeiten zugewiesen, die eine vergleichbare Ausbildung
voraussetzen oder die nicht mit einer wenige Monate umfassenden
Grundausbildung erfilit werden kénnten; Ausfihrungsverantwortung
kommt dem Klager hiernach kaum, Leitungsverantwortung nur rudimentér
zu. Die in der Zuweisungsverfigung aus der Anhérung in Bezug genom-
menen Aufgaben sind entweder schon viel zu unkonkret, um Gberhaupt
Ausbildungsanforderungen fur ihre Erflllung formulieren zu kénnen
(.fachspezifische Aufgaben fiir den Datenschutz, Datensicherheit wahr-
nehmen®, ,Schulungsbedarf fiir IV-Anwendung erkennen und eigenver-
antwortlich initieren®, ,eigensténdig Aufgaben des Ansprechpartners ge-
genuber der zentralen Fachseite und dem Bereich IP wahrnehmen®,
»Qualititssicherung gewahrleisten und verantworten®, ~Schwierige Anfra-
gen/Beschwerden im Zustandigkeitsbereich kidren und ggf. eskalieren"
.Dienst- und Betriebsgiite sicherstellen, ggf. Abweichungen analysieren
und geeignete Mallnahmen einleiten®, ~Unterweisungen im Rahmen der
gesetzlichen Verpflichtung sicherstellen/verantworten’, JAuftragsabwick-
lung und Ressourceneinsatz priorisieren, koordinieren und ausgleichen”,
JArbeitsmengenausgleich zwischen Kraften des Zustandigkeitsbereiches
eigensténdig regein und abstimmen® und ~Unstimmigkeiten bei Planunter-
Iégen einer Klérung zufiihren.*); sie stellen eine Aneinanderreihung von
Phrasen und Leerformeln dar, die auch fur jede andere — niedrigere ~
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Laufbahn Geltung beanspruchen kénnten und keinesfalls den skizzierten
Anforderungen an das Amt eines Amtsrates vergleichbar sind.

Allein die Aufgaben ,Einflihrungs- und Anwendungsbetreuung fur IV-
Systeme (MEGA-PLAN, ORKA, etc.) im Bereich der Dokumentations-
bzw. Auftragsmanagemeﬁtsysteme einschlieBlich dem lokalen First Level
Support wahrnehmen und komplexe MaRnahmen koordinieren (z. B. Ein-
richtung von Datenbanken sowie Einstellungen in den IVSystem MEGA-
PLAN)* sowie ,Daten in den IV-Systeme eingeben und pflegen; hier die
Mitarbeiter im Team bei besonders schwierigen bzw. komplexen Aufga-
ben die erforderliche Unterstiitzung leisten (z. B. Einfuhrung in die V-
Systeme, Einfithrung In die Glasfasertechnik, Problemiésungen in Ab-
stimmung mit dem Teamleiter bereitstellen, Sonderthemen bearbeiten,
etc.)" sowie ,schwierige, innovative oder koinp!exe Sachverhalte struktu-
rieren und in die Fertigungsabwickiung des Teams UberfUhren (z. B. An-
sprechpartner bei komplexen Systemfragen) lassen einen Kerri erken-
nen, der auch fir die mit be'amtenre‘chtlichen Fachfragen befasste Kam-
mer Bezlige zu einer Ausbildung des gehobenen Dienstes erkennen lasst,
ohne dass diese jedoch von ihrem zeitlichen Umfang oder der Haufigkeit
ihres Auftretens so substantiiert und beschrieben wiren, dass die Not-
wendigkeit einer Ausbildung im héheren Dienst und das Erreichen eines
mehrfachen Beforderungsamtes fiir ihre Auslibung als notwendig erkenn-
bar wéren. Zusammengefasst fehlt es damit an einer Vergleichbarkeit mit
den friheren Aufgaben eines Amtsrates,

(bb) Es fehlt ferner fir den Dienstposten des Klagers bei Vivento im Ubrigen
schon an einer funktionsgerechten Amterbewertung durch die Beklagte
(zu deren Notwendigkeit Nieders&chsisches Oberverwaltungsgericht, Be-
schluss vom 02. Januar 2013, - 5 ME 187/12 _, Juris). Die von der Be-
klagten im Parallelverfahren — 3 A 151/ 11 - aufgestelite Behauptung,
dass die Tatigkeit eines Projektman'agers in der Vivento Customer Ser-
vices GmbH durch eine ihr — der Beklégten - Untersteilte spezielle Stelle —
bezeichnet, jedoch ohne dies naher zu erldutern als ,HRM, CME der.
Deutschen Telekom AG - ,[...] beschrieben und bewertet* worden sei,
hat die Beklagte trotz gerichtlicher Aufforderung und entsprechender An-
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kGindigung nicht nachgewiesen; auch in dem Termin zur mundlichen Ver-
handlung konnten entsprechende Unterlagen der Kammer nicht zu einer
Prifung vorgelegt werden. Es ist damit nichts erkennbar fur den aus der
Sphére der Beklagten stammenden und damit ihrer Beweislast unterfal-
lenden Umstand, dass Oberhaupt die frilhere hoheitliche Tétigkeit des
Klagers in den Blick genommen, bewertet und analysiert wurde, und nicht
hur auf die von der Beklagten zugewiesenen Ta‘tigkeit‘en geschaut wurde.
Far den wie ausgefiihrt notwendigen Funktionsvergleich in dem Rahmen
einer Stellenbewertung ist nichts ersichtlich.

(cc) Letztlich steht der RechtmaRigkeit der Zuweisungsverfigung die von der
Beklagten bei ihrer — angeblichen und insoweit begriindungsatlternativ'und
insoweit selbsténdig tragend zu ihren Gunsten untersteliten - Amterbewer-
tung vorgenommene Amterbiindelung entgegen. In der Zuweisungsverfi-
gung hat die Beklagte ausgefilhrt, dass die Funktionsbezeichnung eines
Projektmanagers der Funktionsebene .eines Sachbearbeiters und damit
der Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes der Besoldungsgruppen A
9 bis A 13 entspreche. Sie ist damit funf beamtenrechtliche Besoldungs-
gruppen (A 9, A 10, A 11, A 12und A 13) zugeordnet und umfasst damit
samtliche Amter der Laufbahn vom Eingangs- bis zum Spitzenamt des
gehobenen Dienstes. Eine derartige »Zuordnungsmatrix“ verstéit gegen §
18 BBesG. Einen Dienstposten - wie hier - mehr als zwei, namlich funf
Statusdmtern zuzuordnen, stellt eine undifferenzierte und nivellierende,
sémtliche Amter einer Laufbahn gleichsetzende Betrachtung dar, die den
zu fordernden Funktionsvergleich vermissen Iéést (BVerwG, Urteil vom
30. Juni 2011, - BVerwG 2 C 19.10 -, BVerwGE 140, 83 — 92 mit weiteren
Nachweisen). Es liegt auf der Hand, dass sich die im Eingangsamt bzw.
ersten Beférderungsamt des gehobenen Dienstes ausgelbten Tétigkeiten
regelmaBig deutlich von denen unterscheiden dirften, die im Spitzenamt
des gehobenen Dienstes ausgelbt werden. Dem wird die von der Beklag-
ten praktizierte Bindelung nicht nur nicht gerecht, sondern negiert diese
sogar.

Dem Iasst sich nicht entgegenhalten, dass die ,besondere Organisations-
struktur der Beklagten®, die sich ,als privatisiertes Telekommunikationsun-
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ternehmen auf einem extrem umk&mpften Markt behaupten* missse, eine
Bindelung rechtfertige. Normen, die § 18 BBesG fiir den Bereich der Be-
klagten suspendieren, sind der Kammer nicht ersichtlich. Die Eigenwahr-
nehmung einer Bedrohung durch Konkurrenten auf Seiten der Beklagten
vermag es nicht, Rechtsnormen nicht anzuwenden; sie ist rechtlich be-
langlos.

b. Dem Klager wird — weiter begriindungsalternativ - mit den streitigen Verfugun-
gen auch kein amtsangemessenes konkret-funktionelles Amt, das heilt kein
entsprechender amtsangemessener Dienstposten zugewiesen. Das konkret-
funktionelle Amt, der Dienstposten, bezeichnet die dem Beamten fatséchlich
Ubertragenie Funktion, seinen Aufgabenbereich. Die fur die amtsgemélRe Be-
soldung gemaR § 18 BBesG notwendige Zusammenschau von Amt im status-
rechtlichen und im funktionellen Sinne steht einer dauernden Trennung von
Amt und Funktion grundsétziich entgegen (BVerfG, Beschluss vom 3. Juli
1985, - 2 BvL 16/82 - BVerfGE 70, 251 - 270: BVerwG, Urteil vom 18. Septem-
ber 2008, - BVerwG 2 C 8.07 -, BVerwGE 132, 31 - 40). Die Einstufung eines
Dienstpostens ist rechtswidrig, wenn sich die Bewertung des von dem Beam-
ten bekleideten Dienstpostens als Missbrauch der organisatorischen Gestal-
tungsfreiheit der Behdrde und damit als Manipulation zum Nachteil des Beam-
ten darstellt, das heillt, wenn sich die Behérde bei der Bewertung des Dienst-
postens nicht von saéhbezogenen Erwdgungen hatte leiten lassen, sondern
solche Erwégungen nur vorgeschoben hatte, um den Beamten weiter auf ei-
nem Dienstposten zu verwenden, dem sie in Wahrheit selbst nicht eine dem
statusrechtlichen Amt entsprechende Bedeutung beimisst (BVerwG, Urteil vom
28. November 1991, - BVerwG 2 C 7.89 -, NVwZ 1992, 573 - 574).

Ein solcher Missbrauch liegt hier vor. Insoweit wertet die Kammer den Vortrag
der Beklagten in der mundlichen Verhandlung, dass dem Klager auch bisz zu
dem Zeitpunkt seiner dauernden und noch andauernden Erkrankung kein ei-
_gener Arbeitsplatz und kein eigener Computer etc, sondern nur je nach Fehlen
eines Kollegen in einem GroRraumburo ein fremder Schreibtisch zur Verflgung
gestanden habe, dahin, dass dem Ki&ger kein Arbeitsbereich je Ubertragen
wurde, der tats&chlich Funktionen enthielt, die dem statusrechtlichen Amt eines
Amtsrates entsprochen hitten. Es ist fur die Kammer schlechterdings nicht
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vorstellbar, dass konkrete hochwertige Funktionen eines Amtsrates ohne jed-
weden Arbeitsplatz Ubertragen werden.

2. Offenbleiben kann bei dieser Sichtwiese, ob - eine dem Amt entsprechende Titig-
keit unterstelit — es an einem dringenden betrieblichen oder personalwirtschaftli-
chen Interesse der Beklagten fehit.

3. Der Vollstandigkeit halber und zur Vermeidung weiterer Rechtsstreitigkeiten weist
die Kammer darauf hin, dass an der konkreten Zumutbarkeit einer Zuweisung des
Kiagers an den Dienstort Osnabriick kein Zweifel besteht, wenn die Beklagte dem
Kldger ein amtsangemessenes Amt Gbertragen wiirde. Der Kldger muss als Bun-
desbeamter mit einer bundesweiten Versetzung rechnen und kann Unannehmlich-
keiteri mit einem ihm ebenfalls zumutbaren Umzug begegnen.

Letztlich begriindungsalternativ und insoweit (ebenfalls) selbsténdig tragend geht die
Kammer davon aus, dass der urspriingliche Zuweisungsbescheid der Beklagten von die-
ser bereits wahrend des Widerspruchsverfahrens — namlich durch deren Schreiben vom
31. Januar 2011 { » [Blatt 32 der Gerichtakte]) aufgehoben hat, sodass
der gleichwohl ergangene Widerspruchsbescheid ins Leere ging und neben dem deklara-
torischen und klarstellenden Ausspruchs ber die Aufhebung des Ausgangbescheides
aus Grinden der Rechtssicherheit aufzuheben war.

Mit dem Schreiben vom 31. Januar 2011 hat die Beklagte wahrend eines laufenden
Rechtsbehelfsverfahrens dem Klager mitgeteilt, ,dass wir zum gegenwartigen Zeitpunkt
von der Zuweisung absehen." Zu diesem Zeitpuhkt hatte der Klager zudem eine ihm
gunstige Entscheidung der Kammer in dem Verfahren des vorldufigen Rechtsschutzes
-erstritten.

Dieses Schreiben konnte von dem Standpunkt eines verstandigen Empféngers aus nur
als Aufhebungsentscheidung des Ausgangsbescheides im Rechtsbehelfsverfahren — als
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eine Abhilfe als Konsequenz aus der dem Kl&ger gtinstigen Kammerentscheidung im vor-
ldufigen Rechtsschutzverfahren - verstanden werden. Bei der Auslegung von Antragen
und von bei einer Behérde einzulegenden Rechtsbehelfen sind ebenso wie bei der Ausle-
gung von Prozesshandlungen die fur die Auslegung von empfangsbedurftigen Willenser-
klgrungen des blrgerlichen Rechts geltenden Rechtsgrundsitze (§§ 133, 157 BGB) an-
zuwenden (BVerwG, Urteil vom 28. Mai 2003, - BVerwG 8 C 6.02 -, Buchholz 428 § 6
VermG Nr. 56). Nach § 133 BGB ist bei der Auslegung der wirkliche Wille zu erforschen
und nicht.an dem buchstéblichen Sinn des Ausdruckes zu haften. Nach § 157 BGB sind
Vertrdge so auszulegen, wie Treu und Glauben mit Ricksicht auf die Verkehrssitte es
erfordern. Es kommt nicht auf den inneren Willen der erkidrenden Partei, sondern darauf
an, wie die Erkldrung aus der Sicht.des Empfangers bei objektiver Betrachtungsweise zu
verstehen ist (BVerwG, Urteil vom 12. Dezember 2001, - BVerwG 8 C 17.01 -, BVerwGE
115, 302-312 [307]). Daher tritt der Wortlaut hinter Sinn und Zweck der Erklarung zurtick.
Entscheidend ist der geduRlerte Wille des Erklirenden, wie er aus der Erklérung und
sonstigen Umsténden fiir den Erklirungsempfanger erkennbar wird (vgl. BVerwG, Urteile
vom 27. April 1990, - BVerwG 8 C 70.88 -, Buchholz 310 § 74 VWGO Nr. 9, und vom 12,
Dezember 2001, - BVerwG 8 C 17.01 -, BVerwGE 115, 302 mit weiteren Nachweisen).
Hiervon ausgehend hat die Beklagte die Regelung getroffen, an der verflgten Zuweisung
nicht mehr festhalten zu wollen, von ihr +abzusehen®; dies konnte ein verstandiger Emp-
fanger nur als Aufhebungsentscheidung in dem schwebenden Widerspruchsverfahren
deuten, weil von der Prozessgeschichte her dieses Schreiben nach einer dem Klager
glinstigen Entscheidung der Kammer im vorlaufigen Rechtsschutzverfahren erfolgte: Die
Beklagte wollte ,von der Zuweisung absehen*; dies hat sie erklart, und so war es nach
einem objektivierten Empféngerhorizont in dem obigen Sinne auch zu verstehen.

Dieses Schreiben hat die Beklagte auch nicht wirksam beseitigt. Zwar hat sie durch
Schreiben vom 18. Februar 2011 dem Bevolimichtigten des Klagers mitgeteilt (Blatt 33
der Gerichtakte), dass das Aufhebungsschreiben ,widerrufen* werde und man Bitte, ,das
Versehen zu entschuldigen.” Dass insoweit eine Entscheidung‘ nach den §§ 48, 49 VwV/fG
nicht getroffen werden sollte und auch nicht getroffen wufde; liegt auf der Hand; jedenfalls
wére eine solche auch mangels jedweder Ermessensbetatigung rechtswidrig. Die Kam-
mer hélt eine solche Authebungsentscheidung auch — entgegen der Ansicht des Nieder-
sachsisches Oberverwaltungsgerichts in dem Verfahren des Vorldufigen Rechtsschutzes
(- 5 ME 14/11 - [Beschlussabdruck Seite 3]) - nicht fiir frei widerrufbar. Insbesondere
kann nicht aus der Literatur (Kopp / Schenke, VWGO, 17. Auflage Mnchen 2011, vor §
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40 Rn. 15), die Prozesshandlungen, die auf einem offenen Versehen beruhen, als wider-
ruflich ansieht, geschlossen werden, das ein solcher Widerruf auch hier mdéglich gewesen
wére. Denn aus der in der genannten Literatur in Bezug genommenen Fundstelle (Hessi-
scher VGH, Beschluss vom 6. November 1985, - 10 TE 474/85 - NJW 1987, 602) folgt,
dass das Kriterium der Offensichtlichkeit eines Versehens als Voraussetzung eines anzu-
erkennenden Widerrufs nur dann erfilit sein kann, wenn in dem Zeitpunkt der Rechtswirk-
samkeit der Prozesshandlung das Versehen offensichtlich war, da andernfalls ein mit den:
Erfordernissen der Rechtssicherheit nicht vereinbarer Schwebezustand eintreten wirde
(so schon RG, Urteil vom 07. Januar 1913, - Vi 317/12 - RGZ 81, 177 [178], verdffent-
licht bei Juris). Es besteht damit gerade keine freie Widerruflichkeit, sondemn nur ein sol-
che in denjenigen Fallen, in denen fir den Erklarungsempfanger in dem Zeitpunkt des
Zugangs der Widerrufserkidrung die Offensichtlichkeit eines Versehens bestand. An einer
Offensichtlichkeit in diesem Sinne fehit es hier. In dem Zeitpunkt des Zugangs des
Schreibens vom 31. Januar 2011 bei dem Klager war fiir ein Versehen der Beklagten we-
der Uberhaupt etwas noch gar etwas offensichtliches ersichtlich. Ein Widerruf kam damit
nicht in Betracht.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VWGO.

Die Entscheidung Gber die vorldufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwWGO iv.m.
§§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.

Grande filr eine Zulassung der Berufung (§ 124 Abs. 2 Nr. 3, 4 in Verbindung mit § 124a
Abs. 1 Satz 1 VWGO) liegen nicht vor. Insbesondere sind obergerichtliche Entscheidun-
gen in Verfahren des vorldufigen Rechtsschutzes nicht geeignet, eine Divergenz in dem
Sinne des § 124 Abs. 2 Nr. 4 VwGO zu begriinden (Meyer-Ladewig / Rudisile, in: Schoch
/ Schmidt-ABmann / Pietzner, VWGO, Loseblattsammiung Miinchen, Stand: 19. Lieferung
September 2009, § 124 VWGO Rn. 40).

Rechtsmittelbelehrung
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Gegen dieses Urteil ist die Berufung zuldssig, wenn sie vom Niedersachsischen Oberver-
waltungsgericht in Llneburg zugelassen wird. Die Zulassung ist innerhalb eines Monats
nach Zusteliung dieses Urteils schriftlich bei dem

Verwaitungsgericht Osnabriick,
Hakenstrale 15,
49074 Osnabriick

zu beantragen. Innerhaib von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils sind die Grin-
de darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begriindung ist, soweit sie
nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem

Niedersdchsischen Oberverwaltungsgericht,
Uelzener Str. 40,
21335 Laneburg,

einzureichen. Dies kann auch in elektronischer Form geschehen. Dabei bedarf es der
Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur.

Der Antragsteller muss sich von einer zur Vertretung berechtigten Person oder Organisa-
tion als Bevollmachtigten vertreten lassen.

Hinweis:

Naheres zum Kreis der vertretungsberechtigten Personen und zu den Anforderungen an
die Begriindung des Zulassungsantrags entnehmen Sie bitte §§ 67, 124, 124 a VwGO.
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedin-

gungen zu beachten (Verordnung Uber den elektronischen Rechtsverkehr in der Justiz
vom 21.10.2011).

Dr. Neuh&user
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Beschluss

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5000 € festgesetzt.

Griinde

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 52 Abs. 2 GKG.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschiuss ist die Beschwerde an das Niedersachsische Oberverwalturigs-
gericht statthaft, wenn der Beschwerdewert 200 € Ubersteigt. Sie ist nur zuldssig, wenn
sie innerhalb von 6 Monaten nach Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder
nach anderweitiger Erledigung des Verfahrens bei dem

Verwalturigsgericht Osnabriick,
Hakenstrale 15,
49074 Osnabrick,

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle eingelegt wird.

Dr. Neuhéusger



